% Eisenbahn-Bundesamt AuRenstelle Frankfurt/Saarbriicken

Eisenbahn-Bundesamt, Untermainkai 23-25, 60329 Frankfurt/Main

Bearbeitung: Sachbereich 1

Telefon: +49 (69) 238551-0
Telefax: +49 (69) 238551-9186

zur Verdffentlichung im Internet ,
E-Mail: sbh1-ffm-sbr@eba.bund.de
Internet: www.eisenbahn-bundesamt.de
Datum: 07.02.2023

Aktenzeichen (bitte im Schriftverkehr immer angeben) EVH-Nummer: 3479402

551ppw/176-2022#012

Betreff: Feststellung der UVP-Pflicht aufgrund standortbezogener Vorprifung gemaR § 5 Abs. 1
i. V. m. 8 7 Abs. 2 und 5 UVPG fiir das Vorhaben ,Bahnhof Rohrbach (Saar) - Anderung
PU, barrierefreier Zugang Mittelbahnsteig“, Bahn-km 15,922 bis 16,118 der Strecke
3250 Saarbricken - Homburg in Rohrbach (Saar)

Bezug: Antrag vom 24.05.2022, Az. |.SP-MI-IP1

Anlagen: 0

Verfahrensleitende Verfiigung

Fur das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchfihrung einer

Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Pflicht) besteht.
Begrindung

Diese Feststellung beruht auf 8 5 Abs. 1i. V. m. 8 7 Abs. 2 und 5 Gesetz Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG).

Das Vorhaben hat die barrierefreie Erschlielung des Bahnhofs Rohrbach sowie den Bau einer 50
Meter langen Larmschutzwand als Lickenschluss zum Gegenstand. Das Vorhaben unterféallt dem
Anwendungsbereich des UVPG gemafl? § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG, da es in Anlage 1 UVPG

aufgefihrt ist. Es stellt der Art nach ein Vorhaben nach Nr. 14.8 eine sonstige Betriebsanlage von

Eisenbahnen.
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Das Eisenbahn-Bundesamt, AuRenstelle Frankfurt/Saarbriicken fuhrt fur das Vorhaben ein
fachplanungsrechtliches Zulassungsverfahren nach 8 18 Abs. 1 AEG durch. Dieses stellt ein
verwaltungsbehordliches Verfahren dar, das der Zulassungsentscheidung dient gemaf 88 4 und 2
Abs. 6 Nr. 1 UVPG und ist daher taugliches Tragerverfahren flir eine mégliche UVP. Daher hat
das Eisenbahn-Bundesamt die Feststellung, dass fir das Vorhaben die UVP-Pflicht besteht oder
nicht besteht (Feststellung der UVP-Pflicht) nach den 88 6 bis 14a UVPG zu treffen

Die Feststellung der UVP-Pflicht erfolgt vorliegend auf Antrag der Vorhabentrégerin gemai § 5
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 UVPG. Fir das Vorhaben ist zur Feststellung der UVP-Pflicht eine
standortbezogene Vorprifung gemal § 7 Abs. 2 und 5 UVPGi. V. m. § 14. Abs. 2 Nr. 2

durchzufuhren.

Die standortbezogene Vorpriifung wird als tberschlagige Prufung in zwei Stufen durchgefthrt. In
der ersten Stufe wird die spezifische 6kologische Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des
Vorhabens geprift. Diese besteht, wenn besondere drtliche Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien
nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen, anderenfalls besteht keine UVP-Pflicht. Liegen solche
besonderen ortlichen Gegebenheiten vor wird in der zweiten Stufe unter Berlicksichtigung der in
Anlage 3 aufgeflihrten Kriterien geprtift, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige
Umweltauswirkungen hinsichtlich der besonderen Empfindlichkeit oder der Schutzziele der
Schutzkriterien haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach MalRgabe der
geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu beriicksichtigen sind. Vorliegende
Ergebnisse vorgelagerter Umweltprifungen oder anderer rechtlich vorgeschriebener

Untersuchungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens sind in die Prifung einzubeziehen.
1 Merkmale des Vorhabens

Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3
UVPG beurteilt.

Fur den barrierefreien Zugang zum Mittelbahnsteig ist eine Personenunterfihrung (PU) als
Anderung der PU im km 16,073 der Strecke 3250 geplant. Die barrierefreie ErschlieRung des
Mittelbahnsteigs erfolgt dabei durch eine Aufzugsanlage vom Bahnhofsvorplatz zur PU und eine
weitere vom Mittelbahnsteig zur PU. Der Zugang zur PU auf Seite des Gewerbegebielles
(bahnlinks der Strecke 3250 Richtung Saarbriicken) wird aufgrund des geringen
Reisendenaufkommen aus dieser Richtung nur durch eine Treppenanlage zuganglich sein. Der
barrierefreie Zugang vom Bahnhofsvorplatz zum Aul3enbahnsteig wird durch eine neue Zuwegung
umgesetzt. Im Rahmen dieses Bauvorhabens wird aul3erdem die Liicke innerhalb der
vorhandenen Larmschutzwande im Bereich des zuriickgebauten ehemaligen Empfangsgeb&udes

geschlossen.
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2 Standort des Vorhabens

Eine spezifische dkologische Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des Vorhabens besteht, wenn
besondere ortliche Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien nhach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen
unter Bertcksichtigung des Zusammenwirkens des gegensténdlichen Vorhabens mit anderen
Vorhaben im gemeinsamen Einwirkungsbereich.

Das Vorhaben liegt in der Entwicklungszone des Biospharenreservates Blies sowie in der

Wasserschutzzone Il des Wasserschutzgebietes St. Ingberts.
3 Artund Merkmale der moglichen Auswirkungen Ergebnis

Die mdglichen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des Vorhabens hinsichtlich der
besonderen Empfindlichkeit oder der Schutzziele der Schutzkriterien werden anhand der Kriterien
unter 1. Und 2. Beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3 Anlage 3 UVPG
Rechnung getragen. Besonders berticksichtigt wird gemaf § 7 Abs. 5 Satz 1 UVPG, ob erhebliche
nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens, des Standorts oder durch
Vorkehrungen der Vorhabentrégerin offensichtlich ausgeschlossen werden.

Folgende wesentliche Griinde gemal 8§ 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG sind fir das Nichtbestehen
der UVP-Pflicht anzuftihren:

Zwar sind die oben genannten Zonen der Schutzgebiete betroffen, jedoch werden keine Schutz-
und Entwicklungsziele beeintrachtigt, somit ergeben sich aus diesem Vorhaben auch keine

nachteiligen Umweltauswirkungen.
4 Ergebnis

Aus den Antragsunterlagen der Vorhabentréagerin (Erlauterungsbericht, Landschaftspflegerischen
Begleitplan) ergibt sich nach tberschlagiger Prifung, dass das Vorhaben keine erheblichen
nachteiligen Umweltauswirkungen hinsichtlich der besonderen Empfindlichkeit oder der
Schutzziele der Schutzkriterien Nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG haben kann, die im Hinblick auf eine
wirksame Umweltvorsorge nach MaRRgabe der geltenden Gesetze bei der
Zulassungsentscheidung zu bertcksichtigen waren.

Diese Feststellung ist gemaf § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbstéandig anfechtbar. Sie wird
gemal § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Offentlichkeit bekannt gegeben durch Veroffentlichung auf der
Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. Sie wird zudem im zentralen Internetportal des Bundes
(www.uvp-portal.de) bekannt gegeben gemaf § 2 Abs. 3 Bundes-UVP-Portal-VwV.

Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen kdnnen von Dritten beim Eisenbahn-
Bundesamt Aul3enstelle Frankfurt/Saarbriicken, Untermainkai 23-25, 60329 Frankfurt/Main nach

vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden.

Seite 3von 4



Im Auftrag

Elektronisch erstellt und

ohne Unterschrift gultig

Seite 4 von 4



	Verfahrensleitende Verfügung
	Begründung
	1 Merkmale des Vorhabens
	2 Standort des Vorhabens
	3 Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen Ergebnis
	4 Ergebnis




